1 
5 
X 
. 
3 
. 
N 
0 
} 


n 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


r Nr. 55. 


(Nr. 7488.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Auguſt 1869., betreffend die Gemeinde» Ordnung 
für die evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein. 


Alf Ihren Bericht vom 7. d. M. habe Ich der von dem Konſiſtorium in 
Kiel entworfenen kirchlichen Gemeinde⸗Ordnung für die evangeliſch⸗lutheriſchen 
Gemeinden der Provinz Schleswig⸗Holſtein Meine Genehmigung ertheilt. Ich 
beauftrage Sie, dieſelbe durch das Konſiſtorium in Ausführung zu bringen. 
Sobald hiernach eine rechtlich geordnete Vertretung der Gemeinden hergeftellt 
ſein wird, erwarte Ich weitere Vorſchläge wegen Berufung einer aus Abgeord⸗ 
neten der Geiſtlichen und der Kirchenvorſtände zuſammengeſetzten außerordentlichen 
Provinzial⸗Synode, um unter Mitwirkung derſelben die weiteren Behufs Ausfüh⸗ 
rung des Artikels 15. der Verfaſſungs⸗Urkunde für den Preußiſchen Staat er⸗ 
forderlichen Maaßnahmen für die Provinz Schleswig⸗Holſtein zu berathen und 
feſtzuſtellen. i 

Dieſer Mein Erlaß und die Verordnung vom 16. d. M. ſind durch die 
Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Homburg v. d. Höhe, den 16. Auguſt 1869. 


Wilhelm. 
v. Mühler. 
An den Miniſter der geiſtlichen dc. Angelegenheiten. 
Jahrgang 1869. (Nr. 74887489. 131 (Nr, 7489.) 


Ausgegeben zu Berlin den 1. September 1869. 
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(Nr. 7489.) Gemeinde ⸗Ordnung für die evangelifch - lutherischen Kirchengemeinden in der 
Provinz Schleswig ⸗Holſtein. Vom 16. Auguſt 1869. 
9 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen hierdurch, auf den Antrag Unſeres Miniſters der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten, was folgt: 


J. Von den Organen der Gemeinden im Allgemeinen. 


Sl: 
Die evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinden der Provinz Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein haben das Recht, durch ihre Organe ihre Angelegenheiten innerhalb der 
geſetzlichen Grenzen ſelbſt zu verwalten. 


$. 2. 
Die Organe, durch welche die einzelne Gemeinde ihre Rechte ausübt, ſind 


der Kirchenvorſtand und die Gemeindevertretung. 
In den Gemeinden von weniger als 500 Seelen tritt an die Stelle der 


Gemeindevertretung die Gemeindeverſammlung ($$. 55. ff.). g 
$. 3. 
Der Kirchenvorſtand bildet die engere, die Gemeindevertretung die größere 
Repräſentation der Gemeinde. 
1) Der Kirchenvorſtand beſteht: 

a) aus dem Paſtor der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarr⸗ 
amt. Sind in einer Parochie mehrere Geiſtliche angeftellt, ſo 
gehören dieſe ſämmtlich dem Kirchenvorſtande an. Hülfsgeiſtliche 
(Adjunkten, ſtändige Vikare) haben das Recht, an den Berathungen 


des Kirchenvorſtandes Theil zu nehmen, ſind aber nur dann ſtimm⸗ 


berechtigt, wenn fie den Paſtor vertreten / 1 
b) aus einer Anzahl von Aelteſten, welche von der Gemeindevertretung 
gewählt werden. | 


2) Die Gemeindevertretung beſteht aus einer Anzahl von berufenen Ge⸗ 
meindegliedern. Dieſelben heißen Gemeindevertreter und werden durch, 


Wahl der Gemeinde beſtellt. 
$. 4 


Die Zahl der Gemeindevertreter wird das erſte Mal von dem Kirchen 
viſttatorium feſtgeſtellt. Es dürfen jedoch der Gemeindevertreter im Ganzen, 
nicht weniger als 12 und nicht mehr als 30 ſein. Die endgültige Feſtſtellung 
der Zahl geſchieht nach erfolgter Einrichtung von Synoden dürch die betreffende 


1 


Propſtei⸗Synode. 


„ N 


In gleicher Weife wird die Zahl der Aelteſten feſtgeſtellt, es dürfen deren 
nicht weniger als 4 und nicht mehr als 10 ſein. 

Die Zahl der Gemeindevertreter muß im Ganzen mindeſtens drei Mal 
ſo groß ſein, wie die Zahl der Aelteſten. 


$. 5. 

i In den Fällen, in welchen mehrere Gemeinden denſelben (dieſelben) Geiſt⸗ 
lichen haben, erhält jede Gemeinde ihren beſonderen Kirchenvorſtand und ihre 
beſondere Gemeindevertretung. Bei allen, den Gemeinden gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten treten die verſchiedenen Kirchenvorſtände, beziehungsweiſe Gemeinde⸗ 
ne oder Ausſchüſſe zu gemeinſamer Berathung und Beſchlußfaſſung 
zuſammen. 


In Städten, in denen mehrere Kirchſpiele ſich befinden, treten gleichfalls, 
wenn allgemeine kirchliche Angelegenheiten der ganzen Stadt in Frage ſtehen, 
die verſchiedenen Kirchenvorſtände, beziehungsweiſe Gemeindevertretungen oder 
Ausſchüſſe zuſammen. 


$. 6. 

Die Aemter der Aelteſten und Gemeindevertreter ſind als kirchliche Ehren⸗ 
ämter unentgeltlich zu verwalten. Doch kann bei beſonders zeitraubenden Müh⸗ 
waltungen der kirchlichen Vermögensverwaltung eine mäßige Entſchädigung von 
der Gemeindevertretung bewilligt werden. 


II. Von den Gemeindevertretern. 


ö 

3 $. 7% 

i Die Wahl der Gemeindevertreter erfolgt, je nachdem die Ausdehnung 

des Kirchſpiels und die Seelenzahl geringer oder größer iſt, entweder ſo, daß 
das ganze Kirchſpiel nur einen Wahlkreis bildet, oder ſo, daß mehrere Wahl⸗ 

diſtrikte gebildet werden. 


Die Eintheilung des Kirchſpiels in mehrere Wahldiſtrikte geſchieht ent⸗ 
f weder nur zur Erleichterung des Wahlgeſchäfts, fo daß alſo das Reſultat der 
Wahl ſich erſt durch eine Zuſammenzählung der in allen einzelnen Diſtrikten 
abgegebenen Stimmen ergiebt, oder in der Weiſe, daß jede Abtheilung des 
Kirchſpiels für ſich eine gewiſſe Zahl von Gemeindevertretern wählt. Für die 
hierüber zu treffende Entſcheidung kommt es auf das Verhältniß an, in welchem 
die einzelnen Abtheilungen des Kirchſpiels zu einander ſtehen. In Parochien, 
welche aus einem ſtädtiſchen und einem ländlichen Theil beſtehen, erfolgt die 
g Wahl regelmäßig ſo, daß jeder Theil für ſich ſeine Vertreter wählt. Das 
Zahlenverhältniß der in den angegebenen Fällen von den einzelnen Abtheilungen 
pe zu wählenden Gemeindeverkreter wird unter Berückſichtigung der 
Seelenzahl und der ſonſt in Betracht kommenden Verhältniſſe feſtgeſtellt. 
Die zur Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen erforderlichen Feſt⸗ 
ſtellungen erfolgen in der im §. 4. normirten Weiſe. 
(Ir. 7489.) 5 131 * $. 8. 
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ER 
Die Gemeinde wählt die Gemeindevertreter nach einfacher (relativer) 
Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. 
Wahlberechtigt find, infofern nicht einer der im §. 9. aufgeführten Aus⸗ 
fe dee obwaltet, alle männlichen volljährigen Mitglieder der Ge⸗ 
meinde, welche zu den Kirchen⸗ oder Staatsſteuern beitragen und weder unter 
einer Ihre Dispoſitionsbefugniſſe beſchränkenden Kuratel, noch im Haufe und 
Brote Anderer ſtehen. i 
Diejenigen, welche in Folge ihrer amtlichen Stellung von der Beitrags⸗ 
pflicht befreit find, bleiben deſſenungeachtet wahlberechtigt. 
§. N. 
Ausgeſchloſſen von dem Wahlrecht find (vergl. auch $$. 18. 20. und 22.); 
1) diejenigen, welche durch Verachtung des Wortes Gottes oder unehr⸗ 
baren Lebenswandel öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung nicht wie⸗ 
der gehobenes Aergerniß gegeben haben; 
2) ara welche nicht im vollen Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſich 
efinden 5 
3) diejenigen, gegen welche wegen eines Verbrechens die Verſetzung in den 
Anklageſtand, oder wegen eines Vergehens, welches die Unterſagung der 
Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß oder kann, 
die Verweiſung an das Strafgericht ausgeſprochen iſt, bis zur Been⸗ 
digung der gerichtlichen Unterſuchung 
4) die, über deren Vermögen ein noch unbeendigter Konkurs fchwebt,; 
5) diejenigen, welche in dem letzten Jahre vor der Wahl aus Armenmitteln 
unterſtützt worden ſind, oder welchen in dieſem Zeitraum Unvermögens 
halber die Kirchen⸗ oder Staatsſteuer erlaſſen iſt. I: 


F. 10. 


Wählbar ſind die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, welche 


über 30 Jahre alt ſind, inſofern ſie nicht durch Fernhaltung von dem öffent⸗ 
lichen Gottesdienſte und dem 17 Abendmahle die Bethäkigung ihrer kirch⸗ 
lichen Gemeinſchaft in anhaltender Weiſe unterlaſſen haben. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mitglieder der Ge⸗ 


meindevertretung ſein. Sind dergleichen Verwandte gleichzeitig gewählt, ſo wird 


der ältere allein zugelaſſen, ſofern dieſer nicht etwa die Wahl ablehnt. 


1000 $. 11. te 11809 

Die Wahl der Gemeindevertreter wird durch den Kirchenvorſtand geleitet, 
welcher zu ſeiner Unterſtützung bei der Wahlhandlung auch andere Mitglieder der 
Gemeinde, inſonderheit aus der Zahl der Gemeindevertreter, hinzuziehen kann. 
Die Kommiſſion, welche die Wahlhandlung leitet, muß immer aus mindeſtens 
drei Perſonen beſtehen, von welchen mindeſtens eine dem Kirchenvorſtande an⸗ 
gehören, wo möglich ein Geiſtlicher der Gemeinde ſein muß. 9 200 


Das 5 


** 


Das erſte Mal wird der Wahlausſchuß, welcher die Wahl zu leiten hat, 
durch den (evften) Geiſtlichen der Gemeinde und mindeſtens vier, von ihm zu 
wählende Mitglieder derſelben gebildet. Dieſer Wahlausſchuß hat in Anſehung 
der Wahl alle Rechte, welche in den nachfolgenden Paragraphen dem Kirchen⸗ 
vorſtand beigelegt werden. 


§. 12. 

Die Wahl der Gemeindevertreter iſt an zwei dem Wahltage vorhergehen⸗ 
den Sonntagen unter Angabe der Zeit und des Ortes ſowie der Zahl der zu 
wählenden Perſonen von der Kanzel abzukündigen. 

Die Wahl geſchieht regelmäßig an einem Sonntage, und iſt alsdann die 
Abkündigung auch an dem Wahltage erforderlich. Die Abhaltung der Wahl 
an einem Wege iſt nicht ausgeſchloſſen, kann aber dann nicht früher als 
an dem Donnerſtag nach der zweiten Abkündigung erfolgen. 

Als Wahlort iſt, ſoweit dies thunlich, ein kirchliches Gebäude oder ein 
Schullokal zu wählen. 

8.18; 


Ein von dem Kirchenvorſtand anzufertigendes Verzeichniß ſämmtlicher 
Wahlberechtigten iſt von dem Sonntage der erſten Abkündigung der Wahl an 
öffentlich auszulegen, und mit Rückſicht auf eingehende Erinnerungen und An⸗ 
meldungen zu berichtigen. 

einwendungen gegen die Wahlliſte müſſen wenigſtens drei Tage vor der 
Wahl bei dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes angebracht werden. 

Bei der Abkündigung der Wahl iſt der Ort, wo die Wahlliſte ausliegt, 
anzugeben, und zugleich auf die in dem vorhergehenden Abſatz enthaltene Beſtim⸗ 
mung aufmerkſam zu machen. 


F. 14. 


Zweifel über das Wahlrecht ſind durch den Kirchenvorſtand zu entſcheiden. 
Gegen die Entſcheidung kann die Berufung an das Kirchenviſitatorium 
und das in letzter Inſtanz entſcheidende Konſiſtorium ergriffen werden; für die 
anſtehende Wahl behält es jedoch bei der Entſcheidung des Kirchenvorſtandes ſein 
Bewenden. 
H. 15 


90 f Die Wahl iſt durch eine Anſprache des Vorſitzenden der Wahlkommiſſion 
einzuleiten. 

5 Die Wahl erfolgt durch perſönliche Stimmabgebung, welche durch münd⸗ 
liche Erklärung zu Protokoll, oder durch Ueberreichung eines die Namen der 
Gewählten enthaltenden Stimmzettels, auf welchem ſogleich nach der Ueber⸗ 
reichung von Seiten der Wahlkommiſſion der Name des Wählers zu verzeichnen 
u geſchehen kann. Die Stimmzettel werden am Schluß der Wahlhandlung 
verleſen. 

Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll, in welchem die abgegebenen 
Stimmen zu verzeichnen ſind, aufgenommen und dieſes von allen Mitgliedern 
der Wahlkommiſſion unterzeichnet. En 
Gr, 7489.) Die 
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Die Namen der zu Gemeindevertretern Gewählten find, ſoweit dies thun⸗ 
lich, ſogleich im Wahltermin, jedenfalls aber an dem der Wahl folgenden 
Sonntage von der Kanzel zu verkündigen. 


§. 16. 


Der Kirchenvorſtand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Ueber⸗ 


dies iſt 95 Gemeindemitglied berechtigt, Einwendungen geen die Wahl vor 
Ablauf der Woche, in welcher die Verkündigung von der Kanzel (§. 15. a. E.) 
ſtattgefunden hat, vorzubringen. 


Werden ſolche Einwendungen vorgebracht, oder hat der Kirchenvorſtand 


ſelbſt Bedenken gegen die Wahl, ſo darf der Beanſtandete bis zur Exledigung 
der Einwendungen oder Bedenken an den Verſammlungen der Gemeindevertre⸗ 
tung nicht theilnehmen. 

Die Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahl hat in erſter Inſtanz der 
Kirchenvorſtand zu fällen. Gegen dieſe Entſcheidung iſt die Berufung an das 
1 ee und das Konſiſtorium, welches in letzter Inſtanz entſcheidet, 
zuläſſig. 

Die Berufung muß binnen 14 Tagen nach geſchehener Mittheilung der 
Entſcheidung verfolgt werden. Die ſpätere Verfolgung übt auf die getroffene 
Entſcheidung keinen Einfluß, und iſt nur zuläſſig, inſofern es ſich für den die 


Berufung Verfolgenden darum handelt, ſeine Wählbarkeit im Allgemeinen wie⸗ 


der zur Anerkennung zu bringen. 
$. 17. 


Das Amt eines Gemeindevertreters kann abgelehnt oder niedergelegt 


werden: 


1) von denjenigen, welche dieſes Amt ſchon bekleidet haben, wenn ſeit dem 


Austritte 6 Jahre noch nicht verfloſſen find; 
2) bei einem Lebensalter von mehr als 60 Jahren; 


3) wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, wie z. B. Kränklich⸗ 
keit, häufige Abweſenheit, worüber der Kirchenvorſtand, vorbehaltlich der 


binnen 14 Tagen nach geſchehener Mittheilung der Entſcheidung zu ver⸗ 
folgenden Berufung an das Kirchenviſitatorium, zu entſcheiden hat. 
Wer ohne ſolchen Grund ſich weigert, das Amt eines Gemeindevertreters zu 
übernehmen oder fortzuführen, verliert das kirchliche Wahlrecht (§. 8.) ; daſſelbe 
kann ihm jedoch auf ſein Geſuch von dem Kirchenvorſtande wieder beigelegt 
werden, aber nicht vor Ablauf der Zeit, für welche er gewählt war. 


$. 18. 


Das Amt der Gemeindevertreter dauert ſechs Jahre, ſo jedoch, daß Recht 
und Pflicht der Amtsführung immer erſt mit der Fatih der neuen Ges 


meindevertreter erliſcht. f 


Von zwei zu zwei Jahren ſcheidet ein Drittel der Gemeindevertreter aus. 
Wenn die Zahl derſelben nicht durch drei theilbar iſt, wird durch einen, von der 
Gemeindevertretung in ihrer erſten Verſammlung zu faſſenden Beſchluß ein für 


‚alle 


= = 


alle Mal feſtgeſetzt, in welchen Terminen einer mehr, in welchen einer weniger 
austreten ſoll. b 5 

Der Austritt wird durch die Dienſtzeit, das erſte und zweite Mal ; fofern 
nicht eine gütliche Vereinbarung darüber unter den Mitgliedern der Gemeinde- 
vertretung ſtattfindet, durch das Loos beſtimmt. 


F. 195 
Die Entlaſſung eines Gemeindevertreters während der Amtsdauer er⸗ 
folgt: 
1) wegen jedes, die Wählbarkeit in der Gemeindevertretung aufhebenden 
Grundes, 
2) wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

Die Entlaſſung aus dem erſten Grunde erfolgt durch einen Beſchluß der 
Gemeindevertretung, gegen welchen die Berufung an das Kirchenviſitatorium und 
in letzter Inſtanz an das Konſiſtorium zuläſſig iſt. Die Entlaſſung aus dem 
zweiten Grunde kann nur durch das Kirchenviſttatorium erfolgen, welches dem 
Entlaſſenen ei das kirchliche Wahlrecht entziehen kann. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Kirchenviſitatoriums findet die Berufung an das Konſiſtorium ſtatt. 

Die Berufung muß binnen vierzehn Tagen nach geſchehener Mittheilung 
der Entſcheidung verfolgt werden. Nach Ablauf dieſer Friſt kann die Berufung 
nur verfolgt werden, um die Anerkennung der Wählbarkeit im Allgemeinen, be⸗ 
ziehungsweiſe die Aufhebung der etwa ee Entziehung des Wahlrechts zu 
erwirken. . 20 


Scheiden im Laufe der zweijährigen Wahlperiode einzelne Gemeinde⸗ 
vertreter aus, ſo kann die Gemeindevertretung, wenn noch die Hälfte ihrer ge⸗ 
wählten Mitglieder vorhanden iſt, gemeinſchaftlich mit dem Kirchenvorſtande bi 
zur nächſten regelmäßigen Erneuerungswahl ſich ſelbſt ergänzen. Daſſelbe gilt, 
wenn einer der Gewählten die Wahl ablehnt, oder wenn die Wahl eines Ge⸗ 
meindevertreters für ungültig erklärt wird. Nach ſtattgehabter Ergänzung erfolgt 
die Bekanntmachung von der Kanzel. 

Scheiden ſo viele aus, daß die Hälfte der gewählten Mitglieder der Ge⸗ 
meindevertretung nicht mehr vorhanden iſt, oder wird die ganze ſtattgehabte 
Wahlhandlung für ungültig erklärt, ſo findet eine außerordentliche Ergänzungs⸗ 
wahl, beziehungsweiſe eine Wiederholung der Wahl ſtatt. 


$. 21. 


Das Konſiſtorium iſt berechtigt, die Gemeindevertretung wegen beharr⸗ 
licher Vernachläſſigung ihrer Pflichten oder ſonſtiger grober Pflichtwidrigkeit auf⸗ 
zulöſen. Jedoch muß alsdann ſogleich eine Neuwahl der Vertretung angeordnet 
werden, welche in dieſem Fall unter Leitung der von dem Konſiſtorium dazu 
Beauftragten vorgenommen wird. n 

Das Konſiſtorium kann in ſolchem Fall den Mitgliedern der bisherigen 
Gemeindevertretung das kirchliche Wahlrecht und damit zugleich die Wählbarkeit 
für die anſtehende Wahl entziehen. 

(Ar. 7489.) III. Von 
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III. Von den Aelteſten. 


9. 22. 


Die Aelteſten werden von dem Kirchenvorſtande und der Gemeindevertre⸗ 
tung nach abſoluter Stimmenmehrheit der erſchienenen Mitglieder gewählt. 

Wählbar iſt jedes nach Maaßgabe der $$. 8. und 10. wahlberechtigte 
Mitglied der Gemeinde. 

Die Namen der zu Aelteſten Gewählten ſind an dem der Wahl folgenden 
Sonntage der Gemeinde zu verkündigen. Bei der Verkündigung wird zugleich 
der Tag der Einführung der Aelteſten angegeben. 


$. 23. | 
Die Prüfung der Wahl erfolgt von Amtswegen durch das Kicchenvifita- 
torium. Im Uebrigen finden wegen des Wahlverfahrens und der gegen die 
Wahl erhobenen Einwendungen die Vorſchriften der $$. 11. 15. und 16. ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. i 
| $. 24 


Die 5 Aelteſten Gewählten ſind von dem Prediger in der Kirche vor 
der Gemeinde feierlich in ihr Amt einzuführen und haben in die Hand des Pre⸗ 
digers das Gelöbniß abzulegen: ’ 


„Ich gelobe vor Gott, des mir befohlenen Dienſtes mit Sorgfalt und 

Treue in Uebereinſtimmung mit den Ordnungen der Kirche zu warten 

und gewiſſenhaft, ſoviel in meinen Kräften ſteht, der Gemeinde Beſtes 

zu fördern.“ ' 

328} N . 

Das Amt der Aelteſten dauert ſechs Jahre, ſo jedoch, daß Recht und 
Pflicht der Amtsführung immer erſt mit Einführung der neuen Aelteſten erliſcht. 
Von zwei zu 9 5 Jahren ſcheidet ein Drittel der Aelteſten aus. Die 
Beſtimmung des $. 18. Abſ. 2. kommt auch für den Fall zur Anwendung, daß 
die Zahl der Aelteſten nicht durch drei theilbar iſt. Soweit dies thunlich iſt, 
muß die Geſammtzahl der in jedem Termin austretenden Aelteſten gleich in 4 
beit a Austritt wird nach den im F. 18. Abſ. 3. aufgeſtellten Grundſätzen 
eſtimmt. i 


: $. 26. H 5 

Die Wahl der neuen Mitglieder des Kirchenvorſtandes 1 in der 

. erſten Sitzung, welche die Gemeindevertretung nach der regelmäßigen Erneuerung 
Ks derſelben (§. 18. Abſ. 2.) abhält. 0 r Hue | 

u 0 ar e 

Die Beſtimmungen der $$. 17. und 19. kommen auch für die Ablehnung, 

beziehungsweiſe Niederlegung des Aelteſtenamtes, ſowie für die Entlaſſung der 

Aelteſten zun Anwendung. Indeß erfolgt die letztere immer durch das Kirchen 

viſitatorium. N se G | 11 757 a : 


9 


SIEB, 
Scheidet ein Mitglied des Kirchenvorſtandes vor beendi 
ſo kann der Kirchenvorſtand, ſofern noch die Häl 
vorhanden iſt, bis zur nächſten regelmäßigen E 


gter Amtszeit aus, 
fte ſeiner gewählten Mitglieder 
rneuerungswahl ſich ſelbſt aus 
den wahlberechtigten Mitgliedern der Gemeinde er änzen. 


cheiden ſo viele aus, daß die Hälfte der gewählten Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtande 


f nicht mehr vorhanden iſt, ſo findet eine außerordentliche Ergänzungs⸗ 
wahl ſtatt. 
* $. 29. 


Das Konſiſtorium iſt berechtigt, den Kirchenvorſtand aus den im §. 21. 
angeführten Gründen aufzulöſen. In dieſem Fall muß ſogleich eine Neuwahl 
der Aelteſten durch die Gemeindevertretung angeordnet werden. 


Die Beſtimmung des F. 21. Abf. 2. findet hier ſinngemäße Anwendung. 


IV. Von den Verſammlungen und Beſchluͤſſen des Kirchenvorſtandes. 


$. 30 


5 In dem Kirchenvorſtande hat der Prediger der Gemeinde den Vorſttz. 
Wenn mehrere Geiſtliche in der Parochie an { 


Der Vorſitzende wird im Fall der Verhinderung, 


zweiten Prediger, beziehungsweiſe den 
Kompaſtor, anderenfalls durch einen Aelteſten, welcher hierz 
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vertrete 

In den Fällen des F. 5. Abſ. 2. führt, wenn einer der Geiſtlichen zu⸗ 
N 1 0 dieſer, ſonſt ein von den Verſammelten zu wählender Prediger 
en itz. 


31. 


A $ 
f Der Vorſitzende vermittelt den Verkehr des Kirchenvorſtandes mit den 
Kirchenbehörden und den Synoden, ſowie auch — vorbehaltlich beſonderer Beauf⸗ 
tragung anderer Mitglieder durch den Kirchenvorſtand — mit Dritten. Vergl. 
jedoch F. 35. 

. H. 32. 


° Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich, von dem Vorſitzenden einberufen, 
mindeſtens vierteljährlich ein Mal. Der Vorſitzende kann auch außerordentliche 
Verſammlungen veranſtalten, und iſt dazu verpflichtet, wenn die Kirchenregierung 
oder ein Drittel der Aelteſten ſolches verlangt. 


Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſind einzeln und zwar in der Regel 
mindeſtens 24 Shunden vor dem angeſetzten Termin einzuladen. In dem Ein⸗ 
ladungsſchreiben ſind die zur Verhandlung un: Gegenſtände zu Pe 


. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7489) in 
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Ein in dem Einladungsſchreiben nicht bezeichneter Gegenſtand kann nur dann 
zur Beſchlußnahme gelangen, wenn keiner der Anweſenden dagegen Ein⸗ 
ſpruch erhebt. i 
Als Ort für die Verſammlungen iſt ein kirchliches oder Schullokal 
zu wählen. a f 5 i a 
$. 33. f 
Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes werden regelmäßig mit Gebet 
eröffnet. Se f 105 
Dieſelben ſind nicht öffentlich. N 
Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt verpflichtet, über die vertrau⸗ 


lichen Gegenſtände der Berathung und Beſchlußfaſſung Verſchwiegenheit zu 


bewahren. 
b H. 34. 

Beſchlüſſe werden von dem Kirchenvorſtande durch Stimmenmehrheit der 
Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Wor- 
ſitzenden. Die Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt, wenn der Gegenſtand vorher ange⸗ 
zeigt worden, nur durch die Anweſenheit dreier Mitglieder bedingt. Iſt der 
Gegenſtand nicht vorher angezeigt, fo iſt außer der in dem $. 32. Abſ. 2. auf⸗ 
geſtellten Bedingung noch erforderlich, daß mehr als die Hälfte der feſtgeſetzten 
Zahl der Mitglieder anweſend iſt. 5 8 f f 


Mitglieder des Kirchenvorſtandes, welche außer in ihrer Eigenfchaft als 


Mitglieder der Gemeinde oder als Angehörige einer Klaſſe dieſer Mitglieder bei 


einer Angelegenheit perſönlich betheiligt find, haben ſich darin der Abſtimmung 


zu enthalten. - 5 212 
Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes find von dem Vorſitzenden oder 


einem vom Kirchenvorſtande aus ſeinen Mitgliedern zu erwählenden Schriftführer 


unter Angabe des Tages und der Anweſenden in ein Protokollbuch, welches bei 
jeder Viſitation der vorgeſetzten Kirchenbehörde zur Einſicht vorzulegen iſt, nieder- 


zuſchreiben. Das geführte Protokoll iſt am Schluß der Sitzung vorzuleſen und 
nach erfolgter Genehmigung mit der Bemerkung, 9 8 die Vörlefung und Ge. 


ee erfolgt ſei, von dem Protokollführer und 
zeichnen. 
Der Vorſitzende hat die Pflicht, wenn nach ſeinem Erachten ein Beſchluß 


des Kirchenvorſtandes geſetzwidrig iſt, denſelben dem Kirchenviſitatorium vorzu⸗ 


legen und die Ausführung bis zu deſſen Entſcheidung auszuſetzen. | 
” se e | Y 
Zur Gültigkeit der ſchriftlichen Willenserklärung eines Kirchenvorſtandes 
bedarf es einer im Namen deſſelben ausgeſtellten, von dem Vorſitzenden oder 


deſſen Stellvertreter und zwei Aelteſten unterſchriebenen Erklärung. 


em Vorſitzenden zu unter- 


I, 


— e 


durch ihre Unterſchrift nur, daß der Beſchluß ordnungsmäßig gefaßt iſt, nicht, 
daß ſie ihm beigeſtimmt haben. e 


5 f $. 36. i 
Jeder Kirchenvorſtand hat ſelbſt Anordnung darüber zu treffen, in welcher 
Weiſe die Geſchäfte unter die einzelnen Mitglieder zu vertheilen ſind. 

Der Kirchenvorſtand kann, wo ſolches als zweckmäßig erſcheint, für einzelne 
Geſchäfte Kommiſſionen ernennen, und zwar auch ſolche, die theils aus Mit⸗ 
gliedern des Kirchenvorſtandes, theils aus nicht zum Kirchenvorſtände gehörigen 
Mitgliedern der Gemeindevertretung beſtehen. 


V. Von den Verſammlungen und Beſchluͤſſen der Gemeindevertretung. 


. f 

Die Gemeindevertretung beſchließt in Gemeinſchaft mit dem Kirchenvorſtand 
über die von demſelben zur Berathung vorgelegten Gegenſtände. Der Vorſitzende 
des Kirchenvorſtandes ist zugleich Vorſitzender 125 vereinigten Verſammlung. 
Berufen wird die Gemeindevertretung durch den Kirchenvorſtand. Auf 
Verlangen der Kirchenregierung muß die Berufung jederzeit geſchehen. Die Ein⸗ 
ladung erfolgt nach den im K. 32. Abs, 2. enthaltenen Regeln, fie braucht jedoch 
nur von dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes oder deſſen Stellvertreter unter⸗ 
zeichnet zu werden. en 


Die Berathungen der. Gemeindepertretung find öffentlich. Für einzelne 
Gegenſtände kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt 
wird, die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 2 b 

Die Mitglieder der kirchenregimentlichen Behörden ſind befugt, an den 

Berathungen der Gemeindevertretung Theil zu nehmen, jedoch ohne Stimmrecht. 
Die Beſtimmung des $. 33. Ab. 1. leidet auch auf die Sitzungen der 
Gemeindevertretung Anwendung. 
Die Beſtimmungen des $. 34. finden in Beziehung auf die Beſchlüſſe 
der Gemeindevertretung ſinngemäße Anwendung. 738 
Die Beſchlüſſe der Gemeindevertretung werden in das Protokollbuch des 
Kirchenvorſtandes eingetragen, unter Beobachtung der für die Protokolle des 
Kirchenvorſtandes ertheilten Vorſchriften. : 


VI. Von dem Wirkungskreiſe des Kirchenvorſtandes. 


. F. 40. f 
5 1. Der Kirchenvorſtand hat die Aufgabe, durch beſonnene Anwendung 
aller ſich hierzu eignenden Mittel ebenſo lebendiges Chriſtenthum in der Ge⸗ 
meinde zu fördern, als dasjenige, was ſitten⸗ und ſeelenverderblich wirken kann, 
nach Kräften zu hindern. : 
(Nr, 7489.) 132* $. 41, 


„„ 


Die Geiſtlichen find in ihrer perſönlichen Amtsthätigkeit, was Lehre, Seel⸗ 
ſorge, Verwaltung der Sakramente und die übrigen heiligen Handlungen anlangt, 
von dem Kirchenvorſtande unabhängig. Was jedoch die Zurückweiſung von dem 
Genuſſe des heiligen Abendmahls betrifft, ſo iſt der Geiſtliche, wenn er Bedenken 
gegen die Zulaſſung hat, verpflichtet, unter einftweiliger Zurückhaltung des Be⸗ 
treffenden die Sache dem Kirchenvorſtande vorzulegen. Iſt der Kirchenvorſtand 
mit dem Geiſtlichen für die Zurückweiſung, ſo giebt er eine Entſcheidung ab, 
gegen welche dem Zurückgewieſenen die Berufung an das Kirchenviſitatorium und 
in letzter Inſtanz an das Konſiſtorium frei ſteht. Iſt der Kirchenvorſtand an⸗ 
derer Anſicht, als der Geiſtliche, ſo kann der letztere, wenn er dem Beſchluſſe 
des Kirchenvorſtandes nicht Folge leiſten zu können glaubt, die Angelegenheit zur 
Entſcheidung an das Kirchenviſitatorium und in letzter Inſtanz an das Konſiſto⸗ 
rium bringen. 

Die Aelteſten ſind übrigens, wenn ſie in der Amtsführung oder dem 
Wandel des Geiftlichen etwas wahrnehmen, was feiner amtlichen Stellung oder 
dem Wohl der Gemeinde zuwider iſt, ſo befugt als verpflichtet, ſolches im 
Kirchenvorſtande zur Sprache zu bringen, welcher nöthigenfalls der höheren 
Kirchenbehörde davon Anzeige zu machen hat. 


i $. 42. f 
2. Der Kirchenvorſtand hat der Förderung einer würdigen Sonntagsfeier 


ſich anzunehmen. Inſonderheit hat er für die äußere Ordnung beim Gottesdienſte 
zu ſorgen. . 3 

Die Abänderung der Zeit für die Abhaltung der regelmäßigen Gottes dienſte 
kann nicht ohne Genehmigung des Kirchenvorſtandes erfolgen. Daſſelbe gilt von 
der Abänderung blos lokaler liturgiſcher Einrichtungen. | 


F. 43. | 


3. Dem Kirchenvorſtande 1 5 die Leitung der kirchlichen Armen⸗ und 
Krankenpflege ob. Er hat zu dieſem Behuf die Verwaltung und Verwendung der 
Klingbeutelgelder und der übrigen dieſen gleichſtehenden Einnahmen, ſoweit ſie 
nach den Patenten vom 6. Mai 1859. und 31. März 1860. den hierfür gebildeten 
beſonderen Kommiſſionen bisher zugeſtanden hat. 

Auch hat der Kirchenvorſtand ſein Augenmerk auf die Fürſorge für Ver⸗ 
wahrloſte und für entlaſſene Sträflinge zu richten. 1 

Der Kirchenvorſtand wird ſich in den angegebenen Beziehungen, ſoweit 
erforderlich, mit der bürgerlichen Armenbehörde in Einvernehmen ſetzen. Er 
kann ſich ferner bei ſeiner vorbezeichneten Thätigkeit nach Umſtänden der Hülfe 
anderer Gemeindeglieder, inſonderheit aus der Zahl der Gemeindevertreter, bedienen, 
auch mit den etwa beſtehenden chriſtlichen Vereinen ſich in Verbindung ſetzen. 


$. 44. 


i Der Kirchenvorſtand hat als ſolcher keine unmittelbare Einwirkung | 


auf die Schulen, wie es ihm aber überhaupt obliegt, für die ee 


Js . a Ar 
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Zucht und Sitte in der Gemeinde thätig zu ſein, ſo hat er auch die Schule zu 
beachten, und wenn er in Beziehung auf die religiöſe Unterweiſung der Jugend 
oder in anderer Beziehung Mißſtände in der Schule wahrzunehmen glaubt, das 
Recht, wie die Pflicht, durch Stellung von Anträgen bei den zuſtändigen Be⸗ 
hörden auf die Abſtellung der Uebelſtände hinzuwirken. f 


$. 45. 


5. In Anſehung der Anſtellung der Geiſtlichen behält es bis weiter bei 
den bisherigen Beſtimmungen ſein Bewenden. Das Präſentationsrecht, welches 
bisher den Kirchenkollegien zugeſtanden hat, geht aber auf die Kirchenvorſtände 
über. Wo die Kirchenkollegien zugleich das Wahlrecht gehabt haben, wird ſolches 
in Zukunft von der Gemeindevertretung ausgeübt (vergl. auch §. 60. am Ende). 

Die unteren Kirchenbeamten Girchenvögte, Küster, Organiſten, Glocken⸗ 
läuter, Bälgentreter, Kirchendiener, Todtengräber u. ſ. w.) werden, ſofern deren 
Stellen nicht mit Schulämtern verbunden ſind, von dem Kirchenvorſtande frei 
gewählt und verpflichtet. Wo jedoch Organiſten und Küſter bisher vom Pa⸗ 
tronat ernannt ſind, hat es hierbei ſein Bewenden. 


$. 46. 


6. Der Kirchenvorſtand hat dafür zu ſorgen, daß die Kirche und die 
derſelben gehörigen, namentlich auch die den Kirchendienern zu ihrem Gebrauche 
überwieſenen Gebäude, ſowie die Kirchhöfe und andere dergleichen Anlagen in 
utem, dem Bedürfniſſe entſprechenden Stande erhalten und, ſoweit dies er⸗ 
ſorderlch, neu hergeſtellt oder beſchafft werden. 

Er hat insbeſondere vor Anfang eines jeden Rechnungsjahres die kirch⸗ 
lichen Gebäude und Anlagen zu beſichtigen, über alle zur Inſtandhaltung oder 
Erneuerung derſelben vorzunehmenden Arbeiten Beſchluß zu faſſen, und — vor⸗ 


In den Parochien, in welchen eine auf beſonderem Titel beruhende Ver⸗ 
pflichtung beſteht, die Kirche oder die ſonſtigen kirchlichen Gebäude ꝛc. ganz oder 
theilweiſe zu unterhalten, müſſen die hierauf ſich beziehenden Beſchlüſſe des 
Kirchenvorſtandes den Verpflichteten vorgelegt werden, welche, falls ſie mit dieſen 
Beſchlüſſen nicht einverſtanden ſind, die Angelegenheit zur Entſcheidung der 
höheren Kirchenbehörde bringen können. 


$. 47. 


7. Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Be⸗ 
ziehung, namentlich auch in allen Rechtsangelegenheiten und Rechtsſtreitigkeiten, 
und verwaltet das kirchliche Vermögen mit Einſchluß der dazu gehörigen Stif⸗ 
tungsmittel, ſofern hierbei nicht die Fundationsakte der Stiftung entgegenſteht, 
ſowie mit Einſchluß des Pfarr⸗ Pfarrwittwenthums⸗, Küſterei⸗ und ſonſtigen 
Stiftungsvermögens, inſoweit das Recht des jeweiligen Inhabers nicht entgegen⸗ 

(Nr. 7489.) ſteht. 
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ſteht. Inſonderheit iſt von Seiten des Kirchenvorſtandes dafür Sorge zu kra⸗ 
gen, daß die Leiſtungen, welche den einzelnen Gemeindegliedern, ſei es auf Grund 
einer Kirchenumlage, ſei es aus einem anderen Titel, der Gemeinde gegenüber 
obliegen, rechtzeitig erfolgen, und daß die Ausgaben, zu welchen die Gemeinde 
verpflichtet iſt, ordnungsmäßig beſchafft werden. 

Der Kirchenvorſtand hat ferner für eine ordnungsmäßige Rechnungsführung 
in Betreff der von ihm zu führenden Vermögensverwaltung zu ſorgen. Wo 
ſolches erforderlich iſt, kann ein beſonderer beſoldeter Kirchenrechnungsführer an⸗ 
geſtellt werden. Derſelbe iſt alsdann von dem Kirchenvorſtande zu ernennen 
und zu verpflichten, der auch für die Leiſtung der etwa erforderlichen Kaution 
Sorge zu tragen hat. 

Der Kirchenvorſtand muß zu Anfang eines jeden Rechnungsjahres einen 
Voranſchlag der Jahreseinnahmen und Ausgaben der Gemeindevertretung vor⸗ 
legen, ſowie nach dem Schluß des Rechnungsjahres die von dem Rechnungs⸗ 
führer abgelegte Rechnung, nachdem er ſie geprüft hat, der Gemeindevertretung 
zur Revision zuſtellen. Der Voranſchlag und die Rechnungsablage müſſen immer, 
bevor ſie der Gemeindevertretung vorgelegt werden, mindeſtens 14 zog nach 
vorgängiger Bekanntmachung öffentlich ausgelegen haben, damit jedes Mitglied 
der Gemeinde dieſelben einſehen und feine etwaigen Einwendungen dagegen vor- 
bringen kann. 1 
Durch Beſchluß der Gemeindevertretung kann die Anſchlagsperiode bis 
auf drei Jahre verlängert werden. 
˖ Dürch vorſtehende Beſtimmungen wird in der Verwaltung der gemein- 
ſchaftlichen Mittel der Kirchen der Pröpſtei Hadersleben nichts geändert, vielmehr 
verbleibt es in dieſer Beziehung bei den Beſtimmungen des Regulativs vom 
18. Juli 1853. die Funktionen, welche nach dieſem Regulativ den Juraten der 
einzelnen Gemeinden zustehen, gehen jedoch auf die Kirchenvorſtände über. Ebenſo 
wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen in der Verwaltung des Vermögens 
der Kirchen in den Propſteien der Norder⸗ und der Süderharde auf der Inſel 
Alſen, ſoweit dieſe Verwaltung bisher eine gemeinſchaftliche für die Kirchen der 
genannten Propſteien geweſen iſt, nichts geändert. 


9. 48. 


8. Der Kirchenvorſtand hat die Wahlen der Gemeindevertreter zu leiten, 
die e zu dieſem Behuf aufzumachen und über Einwendungen nach 
Maaßgabe der in den $$. 14. und 16. enthaltenen Beſtimmungen zu entſcheiden. 
(Vergl. außerdem $. 17. unter Nr. 3. und F. 27.) N 
Er hat ferner, fo oft ſolches erforderlich iſt, die Gemeindevertretung zu 
berufen und die Beſchlüſſe derſelben vorzubereiten und zur Ausführung zu bringen. 
n $. 49. 200 
| 9. Der Kirchenvorſtand iſt außerdem ermächtigt, die Gemeinde auf den 
Synoden nach Maaßgabe der desfalls zu erlaſſenden Geſetze zu vertreten und iht 
Intereſſe wahrzunehmen. f va 

Wichtige, die einzelne Gemeinde beſonders berührende Einrichtungen 5 10 | 
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Anordnungen, insbeſondere Parochialveränderun en, ſollen ee ee 


regierung nicht getroffen werden, ohne daß der Kirchenvorſtand, geeignetenfa 
die Genieindeverkretung ($. 51.) mit. ihren Wünſchen, Erinnerungen oder Vor⸗ 
ſchlägen vernommen if | 


VII. Von den Befugniſſen der Gemeindevertretung. 7055 


§. 50. 
Die Gemeindevertretung hat das Recht, die Aelteſten zu wählen ($$. 22. ff.). 


9.51. 


Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Zuſtimmung der Gemeindevertretung, wenn es ſich handelt: N 3 
I) um die Erwerbung oder Veräußerung von unbeweglichem Kirchen⸗ 
eigenthum oder ſolchen Gerechtſamen, welche jenem geſetzlich gleichſtehen; 
2) um außerordentliche Benutzungen des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreifen, ſowie um Einziehung von Kapitalien, ſofern fie nicht 
zur zinsharen Wiederbelegung erfolgt Re 
3) um Anleihen, fofern dieſe nicht blos zur Aushülfe für kurze Zeit dienen, 
und aus den laufenden Einnahmen deſſelben Jahres zurückerſtattet wer⸗ 
den ſollen, 88 5 
4) um die Einleitung eines Fade „in welchem nicht blos eine liquide 
Schuldforderung eingeklagt werden ſoll, ſowie um Abſchließung eines 
Vergleichs darüber; N 
5) um neue Kirchenumlagen, um Erhöhung der beſtehenden Kirchenumlagen, 
oder um eine Abänderung in der Repartition derſelben EN 
6) um Anſtellung neuer beſoldeter Kirchenbeamten, um Verminderung der 
Zahl, um Erhöhung oder Herabſetzung der Gehalte der bereits vorhan⸗ 
denen Kirchenbeamten, ſowie um Verwandlung der veränderlichen Ein⸗ 
nahmen der letzteren in feſte Einnahmen, oder der in Naturallieferungen 
beſtehenden Einnahmen in Geldeinnahmen, ſofern dieſelbe nicht in einem 
geordneten Ablöſungsverfahren erfolgt. 


5 In den Fällen unter 1. bis 4., ſowie in den Fällen unter 5. wenn es 
ſich um neue Kirchenumlagen oder um eine Abänderung in der 10 

beſtehenden handelt, und in den Fällen unter 6., wenn es ſich um Vi 
oder Verminderung der Zahl der Geiſtlichen oder um eine Veränderung in den 
Einnahmen der feſt angeſtellten Kirchenbeamten handelt, bedarf es zugleich der 
höheren Genehmigung. 15 Eh : 


§. 52: 
Der Kirchenvorſtand hat den jährlichen Voranſchlag und die Jahres⸗ 
berechnung, nachdem ſie öffentlich, ausgelegen haben (§. 47), mit den etwa ein⸗ 
Ar. 7489.) N ger 


=: 000 2 5 


gegangenen Erinnerungen nebſt einer Beantwortung derſelben der Gemeindever⸗ 
tretung, erſteren zur definitiven Feſtſtellung, letzteren zur Wahl von Reviſoren 
und Beſchlußfaſſung über die geaen die Rechnung gemachten Einwendungen vor- 
zulegen. Bei der Wahl der Reviſoren und der Beſchlußfaſſung über die Ein⸗ 
baten haben die Mitglieder des Kirchenvorſtandes ſich ihrer Stimme zu 
enthalten. 

Der Voranſchlag iſt nach erfolgter Feſtſtellung, und die Jahresrechnung 
nach beendeter Reviſion ſofort dem Kirchenviſitatorium mitzutheilen, 


. 53. 


Wenn der Kirchenvorſtand oder die Gemeindevertretung es unterläßt oder 
verweigert, die der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Voranſchlag 
zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo können die kirchenregimentlichen 
Behörden von Amtswegen unter Anführung des rechtlichen Grundes der Ver⸗ 
pflichtung die Eintragung in den Voranſchlag bewirken oder die außerordentliche 

usgabe feſtſtellen. Jedoch iſt die Gemeindevertretung vorher zu hören, infofern 
dies nicht bereits geſchehen iſt, und es ſich um einen Gegenſtand handelt, in 
Betreff deſſen es an ſich einer Beſchlußfaſſung der Gemeindevertretung bedarf 
AIR 


„Das Kirchenregiment hat außerdem das Recht, die Geltendmachung rechts⸗ 
begründeter Anſprüche des von dem Kirchenvorſtande zu verwaltenden Vermögens, 
insbeſondere auch einer durch Pflichtwidrigkeit eines Vorſtandsmitgliedes begrün⸗ 
deten Erſatzforderung im Wege des Prozeſſes zu begehren und äußerſten Falls 
durch eigene Beſtellung eines Kirchenanwalts zu bewirken. i Se 


$. 54. 


Ueberſchreitungen des Voranſchlages bedürfen immer der Genehmigung 
der Gemeindevertretung. 


VIII. Beſondere Beſtimmungen fuuͤr die kleineren Gemeinden. 


$. 55. 


In den Gemeinden von weniger als 500 Seelen wird nur ein Kirchen⸗ 

vorſtand, nicht aber eine größere Gemeindevertretung gewählt. 5 
Die Gemeindeverſammlung übt hier die Rechte aus, welche ſonſt der Ge 

meindevertretung zuſtehen. 9.06 f 15 


Für die Zuſammenſetzung des Kirchenvorſtandes gelten die Vorſchriften 
der $$. 3. 4. 22. ff., ſoweit fie nicht dadurch, daß es in dieſen Gemeinden an 
einer Gemeindevertretung fehlt, eine Modifikation erleiden (§. 57.). 55 

. 8.57. | 52 

Die Aelteſten werden von den ſtimmberechtigten Mitgliedern der e 1 

2 na I 
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10 0 oben für die Wahl der Gemeindevertreter aufgeſtellten Grundfähen 
gewählt. 1 art te 8 F 
Im Uebrigen gelten in Anſehung des Kirchenvorſtandes, ſeiner Mitglieder 
und ihrer Einführung, ſeiner Verſammlungen und Beſchlüſſe, ſowie ſeines Wir⸗ 
kungskreiſes dieſelben Beſtimmungen, wie in den größeren Gemeinden, jedoch mit 
folgenden Modifikationen: ö f 


1) für den Fall, daß die Zahl der Aelteſten nicht durch drei theilbar ift, 
beſtimmt der Kirchenvorſtand, in welchem Termin einer mehr, in welchem 
einer weniger ausſcheiden foll; 


2) die Voranfchlagsperiode beträgt regelmäßig zwei Jahre. 


§. 58. 


1 Gemeindeverſammlung, welche aus ſämmtlichen ſtimmberechtigten 
Mitgliedern der Gemeinde beſteht, und in welcher der Vorſitzende des Kirchen⸗ 
vorſtandes oder deſſen Stellvertreter den Vorſitz führt, wird durch den Kirchen⸗ 
vorſtand berufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der zur Verhandlung beſtimmten 
Gegenſtände durch Verkündigung von der Kanzel und Anſchlag an den Kirchen⸗ 
ash Sie muß in der Regel mindeſtens 2 Tage vor dem angeſetzten Termin 
geſchehen. i 

Die Beſtimmungen der $$- 38. und 39. leiden auch auf die Berathungen 
und Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung Anwendung, jedoch iſt die Gültigkeit 
der Beſchlüſſe nicht durch die Anweſenheit einer beſtimmten Anzahl von Mit, 
gliedern der Gemeinde bedingt. 

Die Befugniſſe der Gemeindeverſammlung beſtimmen ſich nach den in den 
$$ 51. bis 54. enthaltenen Vorſchriften. Dt 


Schlußbeſtimmungen. 


$. 59. 


Sobald in den einzelnen Gemeinden in Gemäßheit dieſer Verordnung die 
Kirchenvorſtände ebildet find, haben die bisherigen Gemeindevertretungen ihre 
Wirkſamkeit gau Inſoweit dieſelben jedoch zugleich Schul⸗ oder Armen⸗ 
Kollegien ſind, bleiben ſie beſtehen, bis das Nähere in dieſer Beziehung geordnet wird. 


F. 60. 


Mit dem in dem vorigen Paragraphen angegebenen Zeitpunkt werden auch 
die Stadtkonſiſtorien in Kiel und Neuſtadt aufgehoben. 5 g 
3 In Anſehung der Stadt Neuſtadt werden die Geſchäfte der Propſtei und 
des Kirchenviſitatoriums, ſoweit dieſelben auf kirchliche Angelegenheiten ſich be⸗ 
prop einſtweilen dem Propſt, beziehungsweiſe dem Kirchenviſitatorium der 
ropſtei Oldenburg übertragen. f : 
"Jahrgang 1869, (Nr. 7489.) 133 Für 
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Flur die Stadt Kiel werden die Propſtei⸗ und Viſitatorialgeſchäfte bis 
weiter dem erſten Prediger an der St. Nikolai⸗Kirche in Kiel, beziehungsweise 
dem Bürgermeiſter der Stadt Kiel und dem erſten Prediger an der St. Nikolai⸗ 
Kirche daſelbſt als Kirchen viſitatoren zugewieſen, und zwar, ſoweit dieſe Geſchäfte 
auf kirchliche Angelegenheiten ſich beziehen, nicht blos für die Kieler Stadtgemeinde, 
ſondern auch für die Kieler Landgemeinde. ee see ra e 
Die Kuriatſtimme, welche bisher dem Stadtkonſiſtorium in Kiel bei der 
Wahl des Archidiakonus und des Adjunkten an der St. Nikolai⸗Kirche, ſowie 
bei der Wahl des Kloſterpredigers in Kiel zugeſtanden hat, wird bis weiter von 
den Mitgliedern des Kieler Magiſtrats, dem erſten Prediger an der St. Nikolai⸗ 
Kirche in Kiel, dem Archidiakomis an dieſer Kirche und dem Kloſterprediger in 
Kiel geführt. a j Anl 
57 . §. 61. 5 er = 
Die Vorfchriften dieſer Verordnung finden auf die, für beſtimmte Klaſſen 
von Perſonen beſtehenden Gemeinden (Militairgemeinden, Anſtaltsgemeinden⸗ 
u. a. m.) keine Anwendung. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem | 

Königlichen Inſiegel. 5 15 
Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 16. Auguſt 1869. 2 
(. S) Wilhelm. 


v. Mühlen > 


e r 490 


= 


(Nr. 7490.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. Juli 1869., betreffend die Aufhebung der von der 
s Holzflößerei auf der Werra zu Wanfried ꝛc. und auf der Sinn und Joſſa 
zu Altengronau, ſowie der von der Schiffahrt zu Wanfried zu entrichten⸗ 

den Waſſerzölle vom 1. Oktober 1869. ab. 


Auf Ihren Bericht vom 24. d. M. beſtimme Ich, daß die von der Holzflö⸗ 
ßerei auf der Werra zu Wanfried, Eſchwege, Allendorf, Witzenhauſen Gugieic 
für Ermſchwert), Herrenbreitungen und Lengers, ſämmtlich im Regierungsbezirk 
von Kaſſel, zu Münden, im Landdroſteibezirk Hildesheim, und auf der Sinn und 
Joſſa zu Altengronau, e e Kaſſel, ſowie die von der Schiffahrt zu 
Wanfried, Regierungsbezirk Kaſſel, nach den bisherigen Vorſchriften an die Staats⸗ 
au zu entrichtenden Waſſerzölle vom 1. Oktober d. J. ab nicht weiter erhoben 
werden. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 


Bad Ems, den 26. Juli 1869. 
Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 
An die Miniſter der Finanzen und für Handel, 
Gewerbe und enlliche Arbeiten. f 


(Nr. 7491.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der Thüringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 16. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
ren Aktionaire vom 7. September 1868. die in dem anliegenden Nachtrage zu 
ihrem unterm 20. Auguſt 1844. landesherrlich beſtätigten Statut enthaltene 
Aenderung beſchloſſen hat, wollen Wir dieſem Beſchluſſe Unſere Genehmigung 
hierdurch ertheilen. 

Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung zu ver etlichen, : 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 16. Auguſt 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


r. 74907491) Nach⸗ 


a 
Nachtrag 8 3 
es | 


Statute der Thuringiſchen Eiſenbahngeſellſchaftt 


Die Beſtimmung unter Nr. 4. des $: 36. des Geſellſchaftsſtatutes vom 
Jahre 1844. wird aufgehoben. 150 
II. 63 
An deren Stelle tritt folgende Vorſchrift: 


40 Perſonen, welche über zwei Meilen von der Bahn einschließlich der 

Zweigbahnen Korbetha⸗ Leipzig und Weißenfels⸗Gera entfernt wohnen. 

Von den Aktionairen, welche im Bereiche der genannten Zweig⸗ 

bahnen wohnen, darf nur je Einer derſelben Mitglied des Verwal⸗ 
tungsrathes ſein. 4 ee u . 


Rledigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
a (R. v, Decker), 5 


